
 

 

DEPARTEMENT 
BAU, VERKEHR UND UMWELT 
Abteilung Raumentwicklung 

 

7. Februar 2024 

ABSCHLIESSENDER VORPRÜFUNGSBERICHT 

Geschäfts-Nr.: BVUARE.24.5 (bitte in allen Korrespondenzen angeben) 
Gemeinde: Aarau 
Bezeichnung: Erschliessungsplan Aufhebung kommunale Baulinie Neue Aaretalstrasse T5 / 

K110 
 

1. Ausgangslage 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Eingabe der Gemeinde unter Einbezug der betroffenen 
Fachstellen vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht umfasst eine koordinierte Beurteilung 
der Vorlage auf Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Genehmigungsanforderungen. Er ist Bestandteil 
der öffentlichen Auflage. 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

1.1.1 Zu genehmigende Vorlage 

• Sondernutzungsplan Anpassung Baulinienplan "Neue Aaretalstrasse T5 / K110", Situationsplan 
1:1'000 vom 31. Oktober 2023 

1.1.2 Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Raumplanungsverordnung (RPV) vom 27. November 2023 

1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Die Aaretalstrasse wurde am 1. Januar 2020 in das Nationalstrassennetz aufgenommen. Die Strasse 
ging vom Kantons- in Bundeseigentum über. Gemäss Art. 22 des Bundesgesetzes über die Natio-
nalstrassen (NSG), müssen entlang von Bundesstrassen Nationalstrassenbaulinien festgelegt wer-
den. Mit der Festlegung der Nationalstrassenbaulinien durch das Bundesamt für Strassen (ASTRA, 
Strasseneigentümerin), die am 14. Juni 2023 in Rechtskraft erwachsen ist, sind die kommunalen 
Baulinien obsolet. 

Geplant ist die Aufhebung der im Sondernutzungsplan "Plan Nr. BL 8, Totalrevision der kommunalen 
Erschliessungspläne Phase 2" (genehmigt 22.01.2003) festgelegten Baulinie entlang der Aaretal-
strasse. 
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2. Gesamtbeurteilung 

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind vollständig. Sie ermöglichen eine umfassende Beurteilung der Ausgangslage 
und der vorgesehenen Planungsmassnahmen.  

2.2 Planungsrechtliches Verfahren 

Die Gemeinde hat noch ein Mitwirkungsverfahren durchzuführen. Die wichtigsten Ergebnisse des 
Mitwirkungsverfahrens sind öffentlich zugänglich zu machen. 

Das Mitwirkungs- und das Einwendungsverfahren kann in begründeten Fällen zusammengelegt wer-
den. Dies unter anderem dann, wenn die Vorlage keine politische Bedeutung hat, keine massgebli-
chen Auswirkungen auf Raum und Umwelt, nicht von öffentlichem Interesse ist oder untergeordnete 
und punktuelle Anpassungen beinhaltet.  

Wie die Stadt das Mitwirkungsverfahren gestalten möchte, liegt in ihrer Kompetenz. 

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Regionale Abstimmung 

Die vorliegende Planung tangiert keine regionalen Interessen. Auf die regionale Abstimmung wird 
verzichtet.  

3.2 Aufhebung Baulinie 

Mit der Festlegung der Nationalstrassenbaulinien durch das ASTRA (Strasseneigentümerin) sind die 
kommunalen Baulinien obsolet. Die Aufhebung der kommunalen Baulinie ist sachgerecht.  

Der Sondernutzungsplan "Plan Nr. BL 8, Totalrevision der kommunalen Erschliessungspläne 
Phase 2" wurde am 22. Januar 2003 vom Regierungsrat genehmigt. Die Genehmigung der vorlie-
genden Planung richtet sich dem geltenden Recht. Für die Genehmigung von Sondernutzungspla-
nungen ist das Departement Bau, Verkehr und Umwelt zuständig (§ 27 Abs. 1 Gesetz über Raum-
entwicklung und Bauwesen [Baugesetz, BauG]). 

3.3 Koordination mit der Aufhebung des KÜP "Neue Aaretalstrasse T5 / K110" 

Auf dem betroffenen Abschnitt der Aaretalstrasse bestehen auch Baulinien aus dem kantonalen 
Überbauungsplan (KÜP) "Neue Aaretalstrasse T5 / K110" (genehmigt 13. Januar1987). Der Kanton 
ist daran, den KÜP aufzuheben. Die dafür notwendigen Unterlagen wurden 2023 erarbeitet und ste-
hen kurz vor der Eingabe ins kombinierte Mitwirkungs- und Auflageverfahren. Die Verfahren zur Auf-
hebung des KÜP sowie der kommunalen Baulinie wurde mit der Stadt Aarau koordiniert. Die Vorla-
gen sollen gleichzeitig öffentlich aufgelegt werden. 

Hinweis 

Aufgrund einer nachträglichen Anpassung an den Planungsunterlagen verzögert sich das Verfahren 
zur Aufhebung des KÜP. Die Stadt Aarau wurde diesbezüglich informiert. Sobald die bereinigten Un-
terlagen vorliegen, wird die Abteilung Verkehr mit der Stadt Kontakt aufnehmen. 

► Die Stadt Aarau wird aufgefordert, mit der Auflage der Aufhebung der kommunalen Baulinie zuzu-
warten, bis die bereinigten kantonalen Unterlagen zur Aufhebung des KÜP vorliegen.  

3.3.1 Verschiedenes und Formelles 

► Die Planungsunterlagen sind gemäss nachstehenden Punkten zu überarbeiten. 
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• Die Planungsvorlage ist in sämtlichen Dokumenten (Protokolle, Situationsplan, Planungsbericht) 
gleich zu betiteln. 

• Als Planvorlage wird der Situationsplan verwendet, der für die Aufhebung des KÜP verwendet 
wird. Da Änderungen an einem rechtskräftigen Sondernutzungsplan vorgenommen werden, ist 
als Plangrundlage auch der entsprechende Situationsplan zu verwenden (Plan Nr. BL 8). 

• An mehreren Stellen im Planungsbericht sowie im Situationsplan wird das Genehmigungsdatum 
"GR 13.01.1987" oder das Genehmigungsdatum (13.01.1987) mit Bezug zur kommunalen Bauli-
nie angeführt. Bei diesem Datum handelt es sich um das Genehmigungsdatum der kantonalen 
Baulinie im selben Streckenbereich. Da mit der "Totalrevision der kommunalen Erschliessungs-
pläne, Plan Nr. BL 8" sowohl "Neue Baulinien …" als auch "Baulinien mit gleicher Lage wie vor-
gängige Baulinie" im Genehmigungsinhalt aufgeführt und somit beschlossen/genehmigt wurden, 
ist für das vorliegende Verfahren die Baulinie mit Beschlussdatum 6. Mai 2002 beziehungsweise 
Genehmigungsdatum 22. Januar 2003 relevant. 

Um Verwirrungen zu vermeiden ist in den vorliegenden Planungsunterlagen ausschliesslich auf 
die kommunale Baulinie Bezug zu nehmen. 

• Die Aaretalstrasse verfügt seit ihrem Übertritt in das Bundeseigentum über die neue Bezeichnung 
"N1R". Die Bezeichnung wird im Bericht uneinheitlich – teilweise zugunsten der alten Bezeich-
nung "T5 / K110" – verwendet. Im Planungsbericht ist für die Aaretalstrasse die neue Bezeich-
nung zu verwenden. 

• Im Planungsbericht (Kapitel 2.3) wird in Bezug auf das Aufhebungsverfahren auf §§ 22 ff. BauG 
verwiesen; korrekt ist §§ 23 ff. BauG (§ 22 BauG gibt es nicht mehr). 

4. Weiteres Vorgehen 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Vorlage vorgeprüft. Sie erfüllt die Genehmigungsanforderun-
gen an Nutzungspläne. Der abschliessende Vorprüfungsbericht enthält noch wichtige Hinweise. 
Diese sind bei den weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen.  

Die bereinigte Vorlage kann öffentlich aufgelegt werden.  

Die Genehmigungs- und die Beschwerdebehörde sind nicht an die Beurteilung der Verwaltung ge-
bunden.  

Christian Brodmann 
Stv. Sektionsleiter 

Jürg Frey 
Kreisplaner 
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